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peron und seine Stellung zur Kirche 
Ein Beitrag zu dem jüngsten Konflikt in Argentinien 

Ein wenig Geschichte 

Im Herbst 1943 durchlebte das argentinische Volk erregende 
Augenblicke : fast ganz Europa war in der Hand des deutschen 
Heeres, das einzig in Stalingrad zum Stillstand gebracht wor­
den war; die erste Landung der Alliierten gewann an Raum 
und bald sollte (am 10. Juli) der Vorstoss auf Italien erfolgen. 
Argentinien war durch seine landwirtschaftlichen Produkte, 
deren die Welt bedurfte, und seine geographische Lage, die 
ihm zusammen mit Chile für die antarktischen Meere und 
Länder eine Schlüsselstellung verlieh, zum Schauplatz heftiger 
ideologischer Auseinandersetzungen geworden. Tief wurzeln 
im argentinischen Volk die demokratischen Überzeugungen 
und gerade darum hatte es unter der wirtschaftlichen Bevor­
mundung (zuerst der Engländer, dann der Amerikaner) bitter 
gelitten. Mit Argwohn sah man jetzt die Alliierten die Sache 
der Freiheit vertreten. Anderseits erfreute sich Deutschland 
eines namhaften Ansehens beim Heer und bei einer gewissen 
nationalistischen Minderheit, die schon 1930 durch einen 
Militärputsch an die Regierung zu gelangen versucht hatte. 
Tatsächlich bestimmte seit 1930 der Volks wille nur noch theo­
retisch die Regierungswahlen. 

- Der Militärputsch : Juni 1943 

So war auch 1943 die Regierungsgewalt in den Händen 
des Dr. Castillo, der den nationalsozialistenfreundlichen Teil 
der Bevölkerung vertrat. Das Volk selbst empfand keinerlei 
Sympathie für diese Regierung, die seit dem Überfall in Pearl 
Harbour die konstitutionellen Garantien aufgehoben hatte: 
Um im Weltkonflikt neutral zu bleiben, nahm man dem Volk 
die Möglichkeit, seinen Unwillen beunruhigend äussern zu 
können. Das mit Deutschland sympathisierende Heer hatte 
gegen ein solches Vorgehen gewiss nichts einzuwenden; aber 
ein anderer Umstand wurde von entscheidender Bedeutung: 
das Erscheinen des Dr . Patron Costas auf der politischen Bühne, 
eines Mannes der argentinischen Plutokratie, dessen ideolo­
gische Einstellung niemand kannte. Einem nicht zu rechtferti­
genden Brauch gemäss, der es dem abtretenden Präsidenten 
ermöglichte, die künftigen Wahlen eindeutig auf eine be­
stimmte Person zu lenken, hatte Castillo Patron Costas zu 
seinem Nachfolger bestimmt. Die praktisch nicht vorhandene 
Pressefreiheit Hess das Volk die Hintergründe des nun folgen­
den Dramas gar nicht ahnen: Überraschend erhob.sich das 
Militär am 4. Juni 1943, setzte Castillo ab und stellte General 
Rawson, das scheinbare Haupt der Erhebung, an seine Stelle. 
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Warum hatte das Heer sich erhoben ? 
Die ersten Proklamationen waren ermutigend, wenn auch nicht sehr 

deutlich. Der erste Aufruf betonte mit Nachdruck «die Erfüllung beste­

hender Verträge». Man konnte darin eine Anspielung auf die Vereinbarun­

gen zur gemeinsamen Verteidigung gegen einen potentiellen nicht­

amerikanischen Angreifer irgendeines amerikanischen Staates sehen. Das 
Manifest jedoch, das derselbe General Rawson gleich nach seinem Regie­

rungsantritt, schon am 4. Juni, der Presse übergab, bezog sich in keiner 
Weise auf die internationale Politik; nur nebenbei erwähnte es die kommu­

nistische Bedrohung, die dem Mangel an sozialer Voraussicht entspringe 
«in einem Land, dasüberreich sei an Möglichkeiten». Dafür fanden sich 
Sätze wie dieser­: «Die Erziehung der Jugend weicht. weit ab ■ von* der 
Lehre Christi: der Unterricht entbehrt der Ehrfurcht vor Gott und der 
Vaterlandsliebe.» 

Kaum drei Tage dauerte die Regierung General Rawsons; an seine 
Stelle trat General Pedro P. Ramírez, der im Kabinett Castillos das Amt 
des Kriegsministers innehatte. 

Das Volk sah verwirrt diesen Umwälzungen zu, die von Seiten der 
Beteiligten nie eine öffentliche Erklärung fanden. Daran änderte auch die 
Erklärung des neuen «de facto »­Präsidenten, des General Ramírez, über 
die Aussenpolitik nichts. Sie liess zwar keine Zweifel über ihre sogenann­

ten «neutralistischen» Tendenzen, suchte aber doch den früheren Äusse­

rungen General Rawsons nicht offen zu widersprechen. 
Für den Gebildeten in Argentinien bedeutete das Wort «Neutralität» 

im Mund eines Militärs soviel wie Sympathie für die deutsche Sache. Man 
vermutete, dass offen oder versteckt diese neutrale Haltung von den 
Nationalsozialisten begünstigt wurde, und diese Annahme fand später 
ihre Bestätigung, als die Vereinigten Staaten den 19 Republiken ein soge­

nanntes « Blaubuch » zustellten, das die Ergebnisse der Beratungen enthielt, 
«welche die amerikanischen Republiken über die Lage in Argentinien ge­

pflogen hatten ». Das Dokument macht auch deutlich, was die Demokraten 
Argentiniens nur allzu gut wussten: dass die Zeitungen, die sich für die 
«Neutralität» im Weltkrieg mühten, tatsächlich pro­nationalsozialistisch 
waren. Eine von ihnen, «El Pampero», machte sogar offen Propaganda 
für Deutschland. 

Das Ergebnis war eine tiefgehende Spaltung des argentinischen Vol­

kes, insbesondere des Mittelstandes und Proletariates, die in eine rein pas­

sive Parteinahme ausmündete angesichts zweier gleich unglaubwürdiger 
Propagandafronten; nur psychologische Umstände gaben den Ausschlag, 
dass man sich für eine der sich bekämpfenden Gruppen entschied. 

Den Männern, die die Revolution gemacht hatten, passte es gut ins Konzept, 
die Volksmeinung nicht zu befragen. Die Ausbildung der argentinischen 
Militärs war nicht demokratisch, sie betrachteten das Volk nur als eine 
Masse, die gelenkt und kanalisiert werden muss, um die ideologische Ver­

wirrung, die eine verderbliche Politik in den letzten Jahren gebracht hatte, 
wieder in Ordnung zu bringen. Verderblich schien ihnen diese Politik, 
weil sie die Forderungen der traditionellen Parteien nicht erfüllt und die 
Reichtümer des Landes nicht ausgenützt hatte. 

Trotzdem gewährte auch die Richtung der neuen Männer der Regie­

rung keine irgendwie nennenswerten Sicherheiten. Man appellierte zwar 
von Anfang an an die Moral und die christlichen Empfindungen des Vol­

kes, führte aber praktisch ein Säuberungssystem ein, in das sich Angeberei 
und Rachsucht mischten, so dass fast alle tüchtigen Männer an bedeuten­

den Posten ihre Stellen verloren und durch Opportunisten ersetzt wurden, 
die sich keineswegs für ein System zur Förderung der Moral eigneten. Der 
aufrichtige Wunsch vieler junger Militärs, das Land von einer Politik der 
Plutokratie, ohne geistige Werte, zu befreien, weil diese in der ganzen Na­

tion Skeptizismus und eine Entfremdung zur Folge hatte, soll nicht ge­

leugnet werden. Doch besassen sie selbst keine anderen Werte als den eines 
Patriotismus, der all ihr Handeln bestimmte, und so musste ihre gute Ab­

sicht durch die zwangsläufig verwirrten Gegebenheiten der Lage, die zu 
lösen sie nicht vorbereitet waren, verfälscht werden. 

Peróns erstes Auftreten 

Der Präsident, General Ramirez, ein unentschlossener 
Mann, liess auf das Wirken anderer Kräfte hinter den Kulissen 
schliessen. Peron ­ wenn auch bisher noch nicht sichtbar her­

vorgetreten ­ , das eigentliche Haupt der Bewegung, machte die 
soziale Gerechtigkeit zum wichtigsten Stützpunkt in der Gewin­

nung des Volkes. 
Die Regierung sah sich wachsenden Schwierigkeiten gegen­

über und verlor an Popularität, je geringer die deutschen 
Chancen auf den Endsieg wurden. Die Invasion in Italien war 
erfolgt. Russland schlug die Deutschen in die Flucht und die 
Invasion auf dem Kontinent schien bald in Erfüllung zu gehen. 

Die Auflösung des Parlaments hatte die Stimme der Volks­

vertreter zum Schweigen verurteilt, aber die politischen 
Führer wiesen jetzt auf den undemokratischen Charakter der 
neuen Regierung hin. 

Das war der Augenblick, in dem Peron die Fahne der so­

zialen Gerechtigkeit entrollte. Sie sollte ihm das argentinische 
Proletariat gewinnen. In seinen Reden übertrieb er masslos die 

.Verlassenheit,und Ungerechtigkeit, in der die argentinischen 
Arbeiter schmachteten. Er gebärdete sich wie ein Kommuni­

stenführer. Das hätte ihm, trotz seiner ständigen Anspielungen 
•auf die päpstlichen Rundschreiben und auf die Würde des Ar­

beiters, vor seinen eigenen Waffengefährten gefährlich werden 
können. Doch ebenda ­ am letzten Tag des Jahres, Silvester 
i 943 ­ , überraschend für das ganze Land, erschien ein Dekret, 
das an allen Lehranstalten, Volks­, Mittel­ und Hochschulen 
den Religionsunterricht einführte. Die Presse brachte­die 
Nachricht erst am folgenden Tag und der Eindruck unter den 
Katholiken war so gross, dass man ein anderes Dekret, das an 
demselben Tag an die Öffentlichkeit ging, fast übersah. Es 
erklärte die politischen Parteien Argentiniens als aufgelöst. . . 

Das erste Dekret über den Religionsunterricht 

Alle argentinischen Verfassungen haben von jeher den 
Katholizismus als Staatsreligion anerkannt. Auch die damals 
geltende Verfassung aus dem Jahre 1853 rief in ihrer Präambel 
Gottes Hilfe als die Grundlage jeglicher Vernunft und Gerech­

tigkeit an. Artikel 2 enthielt die Verpflichtung, die römisch­

katholische­apostolische­ Kirche zu unterstützen, und Artikel 
76 bestimmte, dass zum Präsidenten nur ein Mitglied der 
«katholischen, apostolischen, römischen Gemeinschaft» ge­

wählt werden könne. Auf diese Artikel berief sich das Dekret 
vom 31. Dezember 1943, indem es sie mit den folgenden Er­

wägungen verband, die der Präambel entnommen sind: 

« . . . (Die Verfassung) . . . verpflichtet den Kongress, das heisst die 
Deputiertenkammer und den Senat, zugleich mit der Verteidigung der 
Grenzen des Vaterlandes auch die Bekehrung der Indios zum Katholizis­

mus zu fördern. Beide Verpflichtungen werden, da sie nebeneinander in 
dem gleichen Abschnitt stehen, als analogen Kategorien zugehörend an­

gesehen. Damit ist der katholische Charakter des argentinischen Staates 
durch unser höchstes Gesetz in definitiver Form zum Ausdruck gebracht, 
und es wäre absurd, dem widersprechende Gesetze aufzustellen, die von 
vorneherein verfassungswidrig wären.» 

«Das allgemeine Schulgesetz von 1884 bestimmte, dass der katholische 
Religionsunterricht in den öffentlichen Schulen vor oder nach den anderen 
Schulstunden erteilt werden könne. Der Religionsunterricht war also nicht 
abgeschafft, aber auf eine ungünstige Zeit verlegt worden, die ihn praktisch 
unmöglich machte. . . » ­ «Die Revolution vom 4. Juni hatte das Ziel, die­

ser und anderen Verirrungen, die in der Praxis zur Korruption der Ver­

waltung und zur seelischen Deformation des Volkes führten, ein Ende zu 
setzen. Niemand möge sich täuschen: Ohne Kenntnis der Religion wird 
das Kind nicht neutral, sondern im Atheismus erzogen, der mit der syste­

matischen Ausschaltung des Namens Gottes beginnt und mit der Leugnung 
der Existenz Gottes und seiner Gesetze, der sicheren Fundamente jeder 
privaten und öffentlichen Moral, endet; für uns Argentinier würde das 
auch die Zerstörung eines starken Bandes der nationalen Einheit bedeu­

ten. Die religionslose öffentliche Schule ist eine antidemokratische und 
verfassungswidrige Schule, die das Kind auf die höchste Ehre, die jeder 
Argentinier anstreben darf, nämlich einmal Präsident des Landes zu wer­

den, nicht vorbereitet. Nichts würde der Würde des Lehrers und dem Aus­

bildungsziel des Schülers so abträglich sein als eine Auslegung der Kultus­

freiheit, die­dahin zielte, den Geist einer zweitausendjährigen Zivilisation 
auszumerzen und aus der argentinischen öffentlichen Schule eine Einrich­

tung zu machen, aus der keiner als Präsident des Landes hervorgehen kann, 
es sei denn, er vervollständige seine Erziehung an einer anderen Schule. 
Das käme dem Eingeständnis des eigenen Ungenügens, dem Wesen der 
Demokratie gerecht zu werden, gleich.» 

Der Katholizismus der von Peron geführten Revolutionäre 
von 1943 schien somit unzweifelhaft festzustehen. Vielleicht 
hätte die Sympathie, die diese Männer dem totalitären, anti­

semitischen und die Würde der menschlichen Person hintan­

setzenden System, das den Staat als höchste und absolut sou­
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verane Macht betrachtete, entgegenbrachten, einigem Zweifel 
Nahrung bieten können; aber da gab es einige Priester, die dem 
neuen Regime anhingen, und illustre Persönlichkeiten aus gut 
katholischen Kreisen sassen sogar in der _ Regierung und das 
genügte, um die Skrupeln der allzu Orthodoxen beiseite zu 
schieben. Selbst der «de facto »-Präsident liess sich vom Kardi­
nal Santiago Luis Capello seinen Degen segnen. Die Geistlich­
keit stand im Regierungspalast in hoher Gunst. Die Korps im 
Heer erhielten je nach Andacht Heilige als Patrone und Heili­
genstatuen wurden militärische Grade verliehen. 

Die ersten warnenden Stimmen 

Trotzdem gab es Katholiken, die ihr Missfallen an all dem 
äusserten. Sie betrachteten dieses Getue als eine Farce, die mit 
einem Schafspelz den heidnischen Wolf, der im Herzen des 
Volkes auf Raub ausging, verkleiden sollte; ihr Einfluss wurde 
jedoch durch die kirchlichen Autoritäten selbst unwirksam ge­
macht. 

So geschah es mit der Zeitung «Estrada»: einige führende Katholi­
ken legten darin ihre Meinung über die Ereignisse dar. Die Zeitung musste 
ihr Erscheinen einstellen auf Verordnung der Kurie. Es war zwar leicht, 
festzustellen, dass auf der einen und auf der andern Seite die gleichen Per­
sönlichkeiten standen, die früher für und gegen die Nationalsozialisten 
waren, aber die allgemeine Verwirrung war viel zu gross, als dass sich 
klare Schlussfolgerungen daraus ergeben hätten. 

Dem Totalitarismus entgegen 

Auf General Ramirez, der gegen Ende des Weltkrieges aus 
rein taktischen Erwägungen die offizielle Neutralität aufgab 
und der Achse den Krieg erklärte, folgte General Farrel, ein 
Freund und gefügiges Werkzeug General Peróns, der nun das 
Arbeits- und Versorgungsministerium übernahm. 

Inzwischen ging das Werk der Umkehrung der Werte 
langsam aber sicher seinen Weg : Universitätsprofessoren wur­
den abgesetzt und an ihre Stelle traten Opportunisten - Ver­
legenheitslösungen, um die leeren Posten zu besetzen. Die 
Gefängnisse füllten sich und bald sah sich die Republik re­
giert von unfähigen Männern, ohne eine kulturelle Vergangen­
heit, die ihre neuen Stellungen gerechtfertigt hätte. 

Die «Ohnehemden» 

Einen Augenblick schien es, als ob das Heer, diesmal unterstützt von 
der gebildeten Schicht des Volkes, eine gesunde Reaktion zuwege brächte. 
Peron wurde abgesetzt, aber General Farrel, der fortfuhr, dessen Weisun­
gen auszuführen, blieb an der Macht. 

Vom Arbeitsministerium aus hatte Peron mit Hilfe von Ausländern, 
die in Italien und Deutschland ihre Erfahrungen gesammelt hatten, die 
Banden seiner «Descaminados»1 organisiert. Es waren das Menschen 
aus den untersten Volksschichten der Städte, gekauft die einen, verführt 
durch die Hoffnungen, die der einstige Coronel Peron in ihnen demago­
gisch geweckt hatte, die andern. Am 17. Oktober 1945 zogen nach einem 
sogenannten «Marsch auf Buenos Aires» einige hundert Burschen, ge­
deckt von der Polizei und begleitet von Soldaten, die den Marsch organi­
sierten, durch die Strassen der Hauptstadt, verlangten die Rückkehr Peróns 
und stimmten «Sprechchöre» an wie diesen: 

«Spargatten (Hanfschuhe) ja, Bücher nein!» 
Damit war deutlich gesagt, wes Geistes Kind diese Reaktion war. 

Das Heer, dessen Ziel es gewesen war, Ordnung zu schaffen und in der 
Nation die moralischen Werte wieder zur Geltung zu bringen, konnte 
sich diese Ereignisse nicht erklären, die den künftigen Staatspräsidenten 
als einen geschickten Theaterdirektor entpuppten, der aber an die mora­
lischen Werte ebensowenig zu glauben schien wie irgendeiner der Politi­
ker, die zu bekämpfen er ausgezogen. Dass diese Ausschreitungen keine 
unmittelbaren verheerenden Auswirkungen zur Folge hatten, ist tatsäch­
lich nur dem Umstand zu danken, dass die Verderbnis, die man bekämp­
fen wollte, damals im argentinischen Volk dazu noch nicht weit genug 
gediehen war. 

1 «Descaminados», wörtlich «die Ohnehemden», bedeutet soviel wie 
«die Besitzlosen». 

Peron und die Demokratische Union 

Durch die Wahlen vom 24. Februar 1946 wurde Peron zum 
Staatspräsidenten. Es handelte sich um ein Plebiszit nach tota­
litärem Muster, wobei es sehr gefährlich war, auf Seiten der 
Opposition zu stehen. Die politischen Parteien, einschliesslich 
der Kommunisten, schlössen sich zusammen und bildeten die 
Demokratische Union. Diese umfasste die sogenannten traditio­
nellen Parteien, die Konservativen und Radikalen, ferner die 
Sozialisten, die fortschrittlichen Demokraten und die Kommu­
nisten. Die Konservativen rekrutierten sich aus der argentini­
schen Plutokratie, die an dem veralteten Standpunkt einer 
herrschenden Minorität festhielt, absolut distanziert von der 
grossen Masse des Volkes. Zu ihr gehören Grossgrundbesitzer, 
Farmer und Grossindustrielle. Leider fand sich in Argentinien 
einzig bei dieser Partei eine antiliberale Tendenz, die nur noch 
von den modernen Nationalisten mit ausgesprochen antidemo­
kratischen Zielen geteilt wurde. Die Radikalen erfassten die 
grosse Masse des Volkes. Trotzdem stimmt es wohl kaum, 
dass Argentinien dem Druck Peróns nur deshalb nicht wider­
stand, weil seine Mehrheit sich auf das liberale Gedankengut 
des 19. Jahrhunderts stützte. Der Grund ist vielmehr in dem 
Mangel an wirklich populären Führern zu suchen. Argentinien 
- könnte man sagen - ist radikal «faute de mieux». Die Sozia­
listen warfen sich zwar als die Verteidiger der Arbeiterrechte 
auf, erlangten aber nur unter den Halbgebildeten einige Popu­
larität. 

Der Einschluss der Kommunisten in die Union - wenn auch 
nur umständebedingt "und auf Zusehen - verwirrte den argen­
tinischen Klerus vollends, zumal da die Demokratische Union 
in ihr Programm die Laienschule aufgenommen hatte und 
einige ihrer Parteien auch die Wiedereinführung der Ehe­
scheidung und die Trennung von Kirche und Staat erstrebten. 
So glaubte der Klerus, der neuerworbene Religionsunterricht 
müsse um jeden Preis erhalten bleiben. 

Kurz vor den Wahlen erschien in der Zeitschrift «Criterio», deren 
Leiter Msgr. Dr. Gustavo Franceschi war, aus der Feder Dr. Rómulo Ama­
deos ein Artikel, der die Haltung des argentinischen Klerus deutlich zum 
Ausdruck brachte: 

«Es handelt sich somit um die Frage, ob der Religionsunterricht gut 
ist oder schlecht. Dabei ist es gleichgültig, ob ihn die Mutter oder der Storch 
gebracht, wenn es nur keine unrechte Handlung war, denn das Ziel heiligt 
die Mittel nicht.» 

Ein Hirtenbrief entscheidet die Wahl Peróns 

Am 15. November 1945, mitten im Wahlkampf der Demo­
kratischen Union gegen Peron, erliess der argentinische Epi­
skopat ein gemeinsames Hirtenschreiben über die Pflichten der 
Katholiken in diesem politischen Augenblick. Darin wurde 
bestimmt, dass kein Katholik einer Partei oder einem Kandi­
daten seine Stimme geben dürfe, deren Programm folgende 
Punkte enthielten: «1. Die Trennung von Kirche und Staat; 
2. die Unterdrückung der gesetzlichen Verfügungen in bezug 
auf die Rechte der Religion, insbesondere den religiösen Eid 
und die Worte, mit denen unsere Verfassung den Schutz Gottes, 
als die Quelle jeder Vernunft und Gerechtigkeit anruft. Denn 
eine solche Unterdrückung käme einem öffentlichen Bekennt­
nis zum nationalen Atheismus gleich; 3. die Laienschule; 
4. die gesetzliche Ehescheidung.» Durch dieses Hirtenschrei­
ben wurden die Katholiken vor eine schwierige Alternative 
gestellt: entweder sie gehorchten der kirchlichen Autorität 
nicht, oder sie mussten für Peron stimmen. Ohne Furcht miss­
verstanden zu werden, kann man also behaupten, dass der 
Triumph der Peronistischen Partei sich auf jene Katholiken 
stützte, die gutgläubig den Weisungen des Episkopates folgten. 

Endlich erbaute der Präsidentschaftskandidat das einfache Volk auch 
noch durch die kirchliche Heirat mit seiner bisherigen Lebensgefährtin, 
einer jungen Radio- und Kinoartistin, die er zur Vertreterin der Besitz­
losen ernannte. Eva Duarte nahm diesen Titel mit Freuden an und entfal-
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tete an der Seite Peróns eine bemerkenswerte Tätigkeit, indem sie ihm bei 
der Bearbeitung der Arbeitermassen erfolgreich beistand. 

Der argentinische Klerus wurde damals in der Ausübung seiner prie­
sterlichen Funktionen in keiner Weise behindert; man kann im Gegenteil 
sagen, dass ihm sein Wirken in jeder Weise erleichtert, und er zu feierlichen 
Staatsakten sogar in ganz ungebräuchlicher Weise herangezogen wurde. 
In der Deputiertenkammer sass der Geistliche Virgilio Filippo, der bei 
vielen Parlamentsdebatten eine aktive Rolle spielte. Der Präsident schien 
praktizierender Katholik zu sein, und bei verschiedenen Gelegenheiten 
zeigte er sich öffentlich an der Kommunionbank. Beim eucharistischen 
Landeskongress in Rosario, in der Provinz Santa Fé, sprach ihm der Kle­
rus durch Kardinal Caggiano öffentlich seinen Dank aus. 

Trotzdem steht auch fest, dass schon damals, am 2. Oktober 1945, ein 
Regierungsdekret über die Genossenschaften gewisse Klauseln enthielt, 
die vom christlichen Standpunkt als unannehmbar bezeichnet wurden. Eine 
hinsichtlich ihrer Orthodoxie und politischen Unparteilichkeit so unver­
dächtige Autorität wie Msgr. Gustavo Franceschi bezeichnete das Dekret 
als «unannehmbar», indem er sich auf die Normen und Richtlinien der 
Enzykliken « Rerum Novarum » und « Quadragesimo Anno » stützte. Die 
katholische Tageszeitung «El Pueblo» enthielt sich jedoch jeden Urteils, 
und so blieb alles beim alten. 

Der Diktator 

Einmal an der Macht, war die Regierung Peróns bemüht, 
sich den Schein der Legalität zu geben und die Verfassung, 
wenn auch in gewundener Auslegung, formell zu* wahren. 
Einige schwerwiegende Begriffsumdeutungen schufen eine 
regelrechte Diktatur, die im «Namen der Mehrheit und des 
Volkswillens » ausgeübt wurde, obwohl dieser Volkswille sich 
in zwei fast gleich grosse Fraktionen bei der Wahl geteilt hatte. 
Man traf die erforderlichen Massnahmen, um im Parlament eine 
peronistische Mehrheit herzustellen und die Regierung in der 
Hand des Präsidenten zu zentralisieren, wobei die Autonomie 
der Provinzen vollständig verschwand. Allmählich wurde die 
Willkür Peróns offenkundig : mit einer Polizei, die tatsächlich 
ihm persönlich zu Diensten war, Hess er Leute einsperren ohne 
Gerichtsverfahren und ohne die Verteidigungsmöglichkeiten, 
die in demokratischen Staaten den Bürgern zur Verfügung 
stehen. Die Justiz w u r d e dem Willen des regierenden Ehepaares, 
Peron und Eva Duarte-Peron, unterworfen; die Kritik wurde 
völlig ausgeschaltet. Wer die Ansichten Peróns und seiner Re­
gierung nicht teilte, auf dem lastete und lastet heute noch der 
Terror. 

Der Peronismus schuf ein «.Corpus doctrinae» und früher 
oder später wurde jede soziale, politische oder persönliche 
Tätigkeit vor das Tribunal dieser «Doktrin», gegen die es 
keine Appellation gab, gezogen. Es war nicht schwer, fest­
zustellen, dass in dieser peronisrischen Doktrin die Religion 
als ein natürliches Band der Einheit ihren Platz hatte. Man be­
diente sich ihrer in der gleichen Weise wie etwa des Sportes 
oder gewisser Lustbarkeiten heidnischen Ursprungs. 

Die Gründung der U E S (Union de Estudiantes Secundarios) 
zeigte deutlich diese totalitäre Einstellung, die sich unter dem 
Vorwand der Kameradschaft, des Sportes und Studentenkor­
poration der Jugend zu bemächtigen suchte. Der Präsident be­
wies in der letzten Zeit seine besondere Vorliebe für die UES, 
deren Mitglieder er regelmässig in seine eigene Residenz 
Olivos einlud zu Festen, bei denen es mehr als mondän herging. 

Schliesslich wurden alle Zeitungen-, die sich ein Urteil über 
die Politik des Präsidenten oder seiner Angetrauten erlaubten, 
geschlossen, ihre Direktoren verfolgt oder eingesperrt und 
ihre Güter konfisziert. 

Der bekannteste Fall ist der der liberalen Tageszeitung «La Prensa», 
die eines der bedeutendsten Blätter Amerikas ist: mit Hilfe einer vor­
getäuschten Genossenschaftsbewegung verlangte die Regierung Bürg­
schaft von der Zeitung. Der Direktor und seine bedeutendsten Mitarbei­
ter wurden verfolgt. Dr. Gainza Paz, der letzte Direktor, befindet sich 
heute im Exil. «La Prensa» wurde schliesslich der allgemeinen Arbeits­
genossenschaft (C. G. T.) in die Hände gespielt und ist heute ein Organ 
des Peronismus, da die Genossenschaften keine freien, sondern von der 
Regierung geleitete Berufsverbände sind. 

Der Sturm bricht los 

Am 30. Oktober 1954 erschienen in ebendieser «La Prensa »zwei sehr 
bezeichnende Leitartikel. In dem einen hiess es : « . . . die klerikalen Kräfte 
setzen sich in unserem Land in Bewegung und suchen in die Arbeiter­
organisationen einzudringen.» Und weiter: «Auf einmal fällt ihnen (den 
Geistlichen) ein, dass es zu ihren Aufgaben gehört, sich mit der Lage der 
Arbeiter zu beschäftigen. Warum traten sie nicht an zum Kampf, als die 
oligarchischen Regierungen die armen Arbeiter bis zur Verzweiflung aus­
beuteten? Wir wissen, dass die Verzweiflung ein schlechter Ratgeber ist; 
damals hätten sie einen Entschluss fassen sollen. Aber Leute, die Ver­
zweifelte damals der Macht zuliebe verraten haben, wollen diesen Verrat 
heute nur wieder begehen.» 

Und in dem andern Artikel wird über die Lautsprecher der Kirchen 
Klage geführt, weil sie die Nachbarn störten und ein Zeichen «von man­
gelnder Andacht» bei der heiligen Handlung seien, und dann heisst es: 
« . . . aber seit einiger Zeit hat das Bedürfnis nach direkter Propaganda, wie 
sie sonst nur die Wirtschaft kennt, auch in den Kirchen Eingang gefun­
den . . . » 

Acht Tage später kommt «La Prensa» in zwei weiteren Artikeln auf 
das Thema zurück. Der eine ist betitelt: «Inquisition ist kein Christentum » 
und spricht von einer « Infiltration des Klerus in die Politik ». Der andere 
befasst sich mit der internationalen Aktion, welche der Internationale 
Gewerkschaftsbund von Brüssel und seine Nachrichtenzentrale für Latein­
amerika von Santiago de Chile aus auf Argentinien ausübt. 

Die Rede Peróns 

Am 10. November beruft der Präsident Peton die Gouver­
neure der Provinzen und Territorien in seine Residenz Olivos 
zu einer Besprechung. Ebenfalls anwesend sind: der Vizeprä­
sident, Conteradmiral Alberto Teisaira, die Minister und Se­
kretäre der Exekutive, die Präsidenten beider Kammern, Par­
teifunktionäre der Peronisten, Vertreter der CGT und die 
Spitzen der UES. Nach Anhören seiner Berichterstatter er­
greift der Präsident das Wort und bezieht sich auf « eine ein. 
wenig verworrene Lage, die durch die Umtriebe von Kräf­
ten mit ein wenig verworrenen Zielen» entstanden sei. Er 
sagt, es handle sich nicht um einen Konflikt mit der Kirche, 
sondern um eine rein politische Auseinandersetzung. Er unter­
scheidet zwischen guten und schlechten Katholiken und be­
schuldigt die Politiker, einen Teil des Klerus als Werkzeug 
zur Infiltration bei Arbeitern und Studenten zu missbrauchen. 
Er habe bereits die «Bischöfe und Erzbischöfe » versammelt und 
diese hätten ihm recht gegeben. Dann fügt er hinzu : 

«Wenn die argentinische Kirche durch den Mund ihrer verantwortli­
chen Stellen und in Gegenwart der an den Organisationen Interessierten 
mit der Feierlichkeit, die bei Erklärungen gegenüber dem Obersten Magi­
straten der Republik üblich ist, erklären, dass sie es sind, die jene Pfarrer 
oder jene andern Katholiken, die da Verwirrung stiften, verurteilen, dann 
werden wir solche Worte zu schätzen wissen.» 

Ferner erklärte er, dass die zu treffenden Massnahmen sich 
nicht bloss auf die Ordnung im allgemeinen bezögen, sondern 
«die Kirche selbst beträfen, die wir von einigen Männern, die sich 
gegen die Autorität der Kirche erhoben haben, säubern wer­
den». Ausdrücklich nannte er Msgr. Fasolino, den Bischof von 
Santa Fé, und Msgr. Lafitte, den Bischof von Córdoba, denen 
er eine verderbliche Wühlarbeit mittels ihrer Privatsekretäre 
vorwarf: 

«In Córdoba geschehen die sonderlichsten Dinge. Ein gewisser Herr 
Pater Bordagaray, Universitätsassessor von Córdoba, soll gesagt haben, 
man müsse sich entscheiden zwischen Christus und Peron. Ich befand mich 
nie im Widerspruch zu Christus. Ich tue ja nichts anderes als die Lehre Christi 
verteidigen, welche Pfarrer, wie dieser da, seit 2000 Jahren - freilich 
ohne Erfolg - zu zerstören suchen. Scheinbar gibt es in Córdoba auch einen 
Pfarrer José V. Lopez, einen Spanier, den unsere Massnahmen unmittelbar 
treffen werden.. Ein anderer Pfarrer, Julio Trevino, soll gesagt haben, wir 
förderten das Verbrechertum im Land, weil wir Gefängnisse mit Wasch­
becken haben. Ob das mit der christlichen Frömmigkeit etwas zu tun hat,. 
weiss ich nicht; bestimmt aber hat es mit der Hygiene zu tun. Vielleicht 
aber wird er sich auch in dem Waschbecken waschen.» 

Die konkrete Anklage, die der Präsident vorzubringen hat, 
richtet sich somit gegen die politischen «Opponenten» und 
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deshalb sagt er: «Ich pflichte der Hierarchie bei, wenn sie mir 
versichert, dass es sich nicht um die Kirche, sondern um ein­
zelne von der Kirche abweichende Pfarrer handelt. Wir werden 
das unsere dazu tun, dass diese an den Platz gewiesen werden, 
der ihnen gebührt; wir werden die Verirrten so behandeln, als 
stünden sie auf der andern Seite, die nicht die unsere ist. Das 
ist alles.» 

Ausserdem beschuldigte Peron gewisse Studenten, eine 
«Christlich-demokratische Partei-» gründen zu wollen: «Hier gibt 
es keine Organisation der Christlich-demokratischen Partei! 
Sie soll uns doch angreifen, die Christlich-demokratische Par­
tei ! Hier wird vielmehr ein Klima organisiert, um die öffentliche 
Ordnung zu stören.» Und er fuhr fort: «Meine Herren, ich 
halte die peronistischen Organisationen zurück, die mich 
schon seit einem Monat darum angehen, ihnen freie Hand zu 
geben. Aber wozu Pulver an einen Chimango (Indianer) ver­
schwenden ? Wozu eine Massenbewegung in Gang setzen gegen 
vier oder fünf wildgewordene Katzen, die Aufruhr, predigen ? 
Stecken wir sie in den Sack, wo sie Unruhe stiften, und bringen 
wir sie zum Schweigen. Das genügt.» Dann gab er den Pero-
nisten seine Anweisungen : « Der peronistische Leiter, der einen 
verantwortungsvollen Posten annimmt, darf kein Gefühl in 
sich aufkommen lassen, das stärker wäre als sein Peronismus, 
andernfalls darf er sein Amt nicht annehmen.» 

Nun ging eine Welle der Verhaftungen von Priestern und Pfarrern 
über verschiedene Teile der Republik. Vergebens versuchte der Bischof 
von St. Luis, Msgr. E.A. Di Pasquo, die Unschuld von zwei Priestern zu 
beweisen, die der Präsident persönlich beschuldigt hatte: Es sind dies die 
Priester Bledel und Boccalandro. Die Partei Peróns forderte zur Über­
wachung und Anzeige der Geistlichen auf, die - wenn auch nur von der 
Kanzel - sich mit Gewerkschafts- oder politischen Fragen befassten. Vor­
fälle, wie die von Regierungsagenten provozierte Unruhe in der Pfarr­
kirche Santa Rosa de Lima in Buenos Aires, die mit der Festnahme des 
Pfarrers Carboni endete, häuften sich. Unterdessen aber senden beide 
Kongresskammern, die C.G.T. und viele Gewerkschaften Ergebenheits­
adressen an General Peron, die den Klerus mit nicht gerade schmeichel­
haften Worten bedenken. 

Worin besteht die «klerikale Infiltration» ? 

Verschiedene Bischöfe und Priester haben sich mit der Be­
teuerung ihrer Unschuld und Loyalität gegenüber dem ober­
sten Magistraten an den Präsidenten gewandt. Anderseits 
wurde keine Anklage soweit konkret formuliert, dass man mit 
Sicherheit den Grund des Angriffs hätte erkennen können. Die 
peronistische Regierung hat sich niemals verpflichtet gefühlt, 
dem Volk die Gründe ihrer Massnahmen zu erklären, und 
daher lassen sich diese Gründe auch nicht erkennen. Wie im­
mer in solcher Lage, sind die umlaufenden Gerüchte ein Zei­
chen für die herrschende Unruhe und manchmal offenbaren 
sie - wenn auch nicht mit Sicherheit die Ereignisse - so doch 
die den Ereignissen zugrundeliegenden verborgenen Tenden­
zen. So mag der «Vox populi» einige Glaubwürdigkeit zu­
kommen, die in katholiscnen Kreisen die offizielle Verfolgung 
zurückführt auf das Scheitern der peronistischen Bemühungen, 
die Jugend um grobheidnische Ideale zu scharen, wie sie in 
den von Peron geführten Studentengruppen vorherrschen. 
Gerade in Córdoba, wo ja der Konflikt mit grösster Heftigkeit 
seinen Anfang nahm, stand die Zahl der Studenten und Ju­
gendlichen, die katholische Körperschaften bei ihren religiösen 
Feiern zusammenbrachten, in jähem.Kontrast zu der spärlichen 
Beteiligung bei Festlichkeiten anderer Art, wie am Tag des 
Frühlings, der Erholung usw. 

Die Reaktion des Klerus 

Am 19. November veröffentlichte der Erzbischof von Buenos Aires 
ein an den Präsidenten gerichtetes Schreiben, in dem er «seinen tiefen 
Schmerz » darüber zum Ausdruck bringt, «dass drei unserer hochverdienten 
und geliebten Brüder im Episkopat zu offenen Feinden der Regierung ge­
stempelt wurden». Im folgenden Abschnitt heisst es: «Was den Prozess-
der erwähnten Priester anbelangt - es bleiben nur noch wenige -, bitten 

wir Euer Exzellenz, uns die Anklagen gegen sie wissen zu lassen, worum 
wir bereits in der letzten Audienz gebeten haben, damit ihre kirchlichen 
Obern die Möglichkeit haben, die Berechtigung der Anklage und den Grad 
der vorhandenen Schuld nachzuprüfen, um dementsprechende gerechte 
Massnahmen ergreifen zu können.» 

Gleichzeitig wurde in allen Kirchen ein gemeinsames Hirten­
schreiben sämtlicher Kardinäle, Erzbischöfe und Bischöfe der 
Republik verlesen. Hier einige Auszüge : 

«Wir schulden euch, geliebte Priester und Gläubige, zu der Lage im 
öffentlichen Leben, die wir tief bedauern, ein Wort: ein Wort, das ihr 
schon lange gewünscht und mit Sehnsucht erwartet habt; das aber jetzt, 
da die Spannung etwas nachgelassen, umso wirksamer sein und desto be­
reitwilliger aufgenommen werden dürfte, je mehr es in gefasster Ruhe und 
im richtigen Zeitpunkt ausgesprochen wird . . .» 

«Angesichts der Anklagen gegen einige Priester und katholische 
Vereine hätten wir als Bischöfe gerne Näheres darüber erfahren, um -
wenn sich die Anklagen bestätigen sollten - die ihrer Schwere entspre­
chenden Massnahmen zu treffen. 

Der Staat besitzt natürliche Rechte, die alle Bürger anerkennen müs­
sen; aber auch die Kirche hat ihre Rechte, und auch diese verlangen An­
erkennung. Es ist Pflicht der Katholiken, gute Bürger zu sein, und wir 
sind überzeugt, dass die christliche Ausbildung der Katholiken der wert­
vollste Beitrag ist, den die Kirche dem Land zu geben vermag.. .» 

«Vor allem müssen wir euch daran erinnern, dass ihr die heiligen Inter­
essen der Kirche durch Handlungen, die eurer kirchlichen Stellung wider­
sprechen, nicht bloßstellen dürft. Kein Priester kann noch darf sich an 
den politischen Parteikämpfen beteiligen, weil er dadurch sein Amt und 
die Kirche selbst bloßstellen würde. Bei der Verteidigung der grundlegen­
den Prinzipien der katholischen Lehre handelt es sich jedoch nicht um 
politische Opposition, sondern um pflichtmässige Verteidigung des Alta­
res. Gegenüber dem atheistischen und materialistischen Kommunismus, 
der absoluten Ehescheidung, der obligatorischen Laienschule, wie gegen-

•über anderen wesentlichen Fragen der Lehre könnte kein Priester gleich­
gültig bleiben, vielmehr müsste er mit Freimut und Festigkeit die ewigen 

. Werte verteidigen...» 

«Ebenso erklären wir, dass die Sendung der Kirche sich 
nicht auf den Raum der Gotteshäuser beschränken kann ; sie 
muss nach dem Willen ihres göttlichen Stifters das Evangelium 
überall predigen. Wenn wir in -vielen Bereichen des Lebens 
verschlossene Türen finden, bedauern wir, dass wir dort un­
sere Pflicht nicht erfüllen können. Wenn wir Bischöfe und 
Priester, die wir grossenteils Söhne von Arbeitern sind, aus 
Gründen unserer priesterlichen Verpflichtungen mit den Ar­
beitern unseres Volkes in Verbindung traten, so geschah dies 
auf ihren ausdrücklichen Wunsch ; indem wir dieser ehrlichen 
und loyalen Einladung entsprachen, hegten wir keinerlei Ne­
benabsichten und es war überhaupt nicht ein menschlicher Be­
weggrund, der unsere Worte und unser Priesterwirken lenkte, 
sondern ein höheres und übernatürliches Ziel: .den Glauben 
zu stärken, ihn leuchtender zu machen; ein Ziel, das jeder 
Christ erstreben muss, damit er seine Aufgabe als Mensch 
besser erfülle.» 

Die Reaktion der Peronisten 

Der Angriff von seiten der Regierung liess indes nicht nach. 
Der Treuekundgebung der CGT gegenüber dem Präsidenten 
entnehmen wir aus der Rede des Vizepräsidenten einige 
Stellen : 

«Wir Peronisten antworten heute, wie wir immer geantwortet haben 
und auch in Zukunft antworten werden: nur für Peron und einzig für 
PeronI» - «Fällt einer. . . dann eilt ein jeder, Mann oder Frau, herbei, 
um seinen Kampfplatz einzunehmen. Ein Peronist gibt sich nicht langen 
Überlegungen hin; ein Wunsch von General Peron genügt, und wir alle 
stehen bereit, ihn zu erfüllen.» 

Den Klerus beschuldigte er def grössten Undankbarkeit, die ihm je 
untergekommen sei: «Ich verweise bloss auf das Gesetz über den Reli­
gionsunterricht; ich erwähne, dass wir immer die gesetzlichen Verpflich­
tungen eingehalten haben ; dass es Priester gab, die sich aktiv an der pero­
nistischen Gesetzgebung beteiligt haben; dass General Peron dem Klerus 
volle Autorität, kirchliches Regiment, jegliche Unterstützung gewährt 
hat. Die Herren mögen sich daran erinnern, dass das Gespötte über sie ein 
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